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Das Landesverwaltungsgericht Tirol hat durch seinen Richter Dr. Franz Triendl über die Beschwerde der A GmbH,

Adresse, gegen den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Y vom 2.2.2015, Zl. **** betreDend die Zurückweisung

eines Antrages auf Erteilung der gewerbebehördlichen Betriebsanlagengenehmigung nach §§ 81D Gewerbeordnung

1994 (GewO 1994) für die Änderung der bestehenden Betriebsanlage im Anwesen Zer Straße, X *87, **** ZDas

Landesverwaltungsgericht Tirol hat durch seinen Richter Dr. Franz Triendl über die Beschwerde der A GmbH, Adresse,

gegen den Bescheid der Bezirkshauptmannschaft Y vom 2.2.2015, Zl. **** betreDend die Zurückweisung eines

Antrages auf Erteilung der gewerbebehördlichen Betriebsanlagengenehmigung nach Paragraphen 81 f, f,

Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994) für die Änderung der bestehenden Betriebsanlage im Anwesen Zer Straße,

römisch zehn *87, **** Z

zu Recht erkannt

1.       Gemäß § 28 Abs 1 und 2 VwGVG wird die Beschwerde mit der Maßgabe als unbegründet abgewiesen, als sich die

gegenständliche Zurückweisung des Antrags lediglich auf den Projektteil „Mehlsilo“ bezieht. 1. Gemäß Paragraph 28,

Absatz eins und 2 VwGVG wird die Beschwerde mit der Maßgabe als unbegründet abgewiesen, als sich die

gegenständliche Zurückweisung des Antrags lediglich auf den Projektteil „Mehlsilo“ bezieht.

2.       Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß § 25a VwGG eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach

Art 133 Abs 4 B-VG unzulässig.2. Gegen dieses Erkenntnis ist gemäß Paragraph 25 a, VwGG eine ordentliche Revision

an den Verwaltungsgerichtshof nach Artikel 133, Absatz 4, B-VG unzulässig.

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g

Gegen diese Entscheidung kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof,

Freyung 8, 1010 Wien, oder außerordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof, Judenplatz 11, 1010 Wien,

erhoben werden. Die Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof ist direkt bei diesem, die außerordentliche Revision

an den Verwaltungsgerichtshof ist beim Landesverwaltungsgericht Tirol einzubringen.

Die Beschwerde bzw. die außerordentliche Revision ist durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt bzw. eine

bevollmächtigte Rechtsanwältin einzubringen und es ist eine Eingabegebühr von Euro 240,00 zu entrichten.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

I.       Verfahrensgangrömisch eins. Verfahrensgang

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde der Antrag der A GmbH vom 26.11.2012 auf Änderung der bestehenden

Betriebsanlage nach §§ 81D GewO 1994 im Anwesen Zer Straße, X *87, **** Z nach § 13 Abs 3 AVG zurückgewiesen.

Als Begründung für diese Entscheidung wurde ausgeführt, dass der Projektbestandteil „Mehlsiloanlage“ trotz

AuDorderungsschreibens vom 27.1.2014, in dem eine Frist für die erforderliche Projektnachreichung bis zum 7.2.2014

eingeräumt wurde, nicht nachgereicht wurde. Mit dem angefochtenen Bescheid wurde der Antrag der A GmbH vom

26.11.2012 auf Änderung der bestehenden Betriebsanlage nach Paragraphen 81 f, f, GewO 1994 im Anwesen Zer

Straße, römisch zehn *87, **** Z nach Paragraph 13, Absatz 3, AVG zurückgewiesen. Als Begründung für diese

Entscheidung wurde ausgeführt, dass der Projektbestandteil „Mehlsiloanlage“ trotz AuDorderungsschreibens vom

27.1.2014, in dem eine Frist für die erforderliche Projektnachreichung bis zum 7.2.2014 eingeräumt wurde, nicht

nachgereicht wurde.

In der gegen diesen Bescheid rechtzeitig eingebrachten Beschwerde wurde ausgeführt, dass das Projekt

„Mehlsiloanlage“ im Laufe der Jahre 2013/1014 aufgrund fehlender baurechtlicher Voraussetzungen zurückgestellt

wurde. Zur Realisierung der gewerberechtlich eingereichten Mehlsiloanlage bedarf es einer Änderung des

ergänzenden Bebauungsplanes. Dies wurde beantragt, aber noch nicht durchgeführt, worauf die Realisierung des

Projekts zurückgestellt werden musste. Deshalb war es uns nicht möglich, binnen einer Frist vom 7.2.2014 die

ergänzenden Unterlagen nachureichen.

Beweis wurde aufgenommenen durch Einsichtnahme in den behördlichen Akt. Im weiteren Ermittlungsverfahren

wurde seitens der Behörde klargestellt, dass mit der angefochtenen Entscheidung der gesamte Änderungsantrag vom

26.11.2012 zurückgewiesen wurde. Zur Frage der allfälligen Teilbarkeit des Projektbestandteiles „Mehlsiloanlage“ vom

übrigen Projekt führte der gewerbetechnische Amtssachverständige der Bezirkshauptmannschaft Y in einer

gutachterlichen Stellungnahme vom 13.3.2015 aus, dass die Aufstellung des Anlagenteiles „Mehlsilo“ nicht vom

übrigen Projekt losgelöst beurteilt werden kann. Dies begründet sich insbesondre darin, dass bei einer Mehlsiloanlage
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nicht nur die bauliche Anlage an sich zu betrachten ist, sondern bei Mehlsiloanlagen je nach Bauart und Ausstattung

eine Explosionsschutzzone einzurichten ist. Diese Explosionsschutzzone reicht aufgrund der Lage des

Betriebsgebäudes in die Verkehrsführung des Betriebes und somit in das beantragte zu ändernde Verkehrskonzept.

Die beantragte Aufstellung der Container sowie die Errichtung eines Zubaus als Manipulationsraum erfolgt ebenfalls

auf der derzeit bewilligten Betriebszu- und abfahrt. Die Mehlsiloanlage beeinPusst somit unmittelbar das

Verkehrskonzept und damit verbunden den Aufstellungsort der Container sowie den Zubau. In einer ergänzenden

mündlichen Stellungnahme vom 23.3.2015 bestätigt der gewerbetechnische Sachverständige jedoch, dass die

Gesamtanlage selbst in technischer Hinsicht unabhängig vom Mehlsilo betrieben werden kann, mithin die Eliminierung

des Projektes „Mehlsilo“ aus dem Gesamtprojekt dieses unberührt lässt.

II.      Erwägungenrömisch zwei. Erwägungen

Die hier maßgeblichen Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, BGBl 194 idF BGBl I 2014/60 (GewO 1994) lauten

wie folgt:Die hier maßgeblichen Bestimmungen der Gewerbeordnung 1994, BGBl 194 in der Fassung BGBl römisch

eins 2014/60 (GewO 1994) lauten wie folgt:

„8. Betriebsanlagen

§ 74.Paragraph 74,

(1) Unter einer gewerblichen Betriebsanlage ist jede örtlich gebundene Einrichtung zu verstehen, die der Entfaltung

einer gewerblichen Tätigkeit regelmäßig zu dienen bestimmt ist.

(2) Gewerbliche Betriebsanlagen dürfen nur mit Genehmigung der Behörde errichtet oder betrieben werden, wenn sie

wegen der Verwendung von Maschinen und Geräten, wegen ihrer Betriebsweise, wegen ihrer Ausstattung oder sonst

geeignet sind,

       1. das Leben oder die Gesundheit des Gewerbetreibenden, der nicht den Bestimmungen des

ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994, in der jeweils geltenden Fassung, unterliegenden mittätigen

Familienangehörigen oder des nicht den Bestimmungen des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, BGBl. Nr. 450/1994, in

der jeweils geltenden Fassung, unterliegenden mittätigen eingetragenen Partners, der Nachbarn oder der Kunden, die

die Betriebsanlage der Art des Betriebes gemäß aufsuchen, oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der

Nachbarn zu gefährden; als dingliche Rechte im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten auch die im § 2 Abs. 1 Z 4 lit. g

angeführten Nutzungsrechte,das Leben oder die Gesundheit des Gewerbetreibenden, der nicht den Bestimmungen

des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 450 aus 1994,, in der jeweils geltenden Fassung,

unterliegenden mittätigen Familienangehörigen oder des nicht den Bestimmungen des

ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 450 aus 1994,, in der jeweils geltenden Fassung,

unterliegenden mittätigen eingetragenen Partners, der Nachbarn oder der Kunden, die die Betriebsanlage der Art des

Betriebes gemäß aufsuchen, oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der Nachbarn zu gefährden; als

dingliche Rechte im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten auch die im Paragraph 2, Absatz eins, ZiDer 4, Litera g,

angeführten Nutzungsrechte,

       2. die Nachbarn durch Geruch, Lärm, Rauch, Staub, Erschütterung oder in anderer Weise zu belästigen,

       3. die Religionsausübung in Kirchen, den Unterricht in Schulen, den Betrieb von Kranken- und Kuranstalten oder

die Verwendung oder den Betrieb anderer öDentlichen Interessen dienender benachbarter Anlagen oder

Einrichtungen zu beeinträchtigen,

       4. die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs an oder auf Straßen mit öDentlichem Verkehr wesentlich

zu beeinträchtigen oder

       5. eine nachteilige Einwirkung auf die BeschaDenheit der Gewässer herbeizuführen, sofern nicht ohnedies eine

Bewilligung auf Grund wasserrechtlicher Vorschriften vorgeschrieben ist.

(3) Die GenehmigungspPicht besteht auch dann, wenn die Gefährdungen, Belästigungen, Beeinträchtigungen oder

nachteiligen Einwirkungen nicht durch den Inhaber der Anlage oder seine Erfüllungsgehilfen, sondern durch Personen

in der Betriebsanlage bewirkt werden können, die die Anlage der Art des Betriebes gemäß in Anspruch nehmen.

(…)
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§ 75.Paragraph 75,

…

(2) Nachbarn im Sinne dieses Bundesgesetzes sind alle Personen, die durch die Errichtung, den Bestand oder den

Betrieb einer Betriebsanlage gefährdet oder belästigt oder deren Eigentum oder sonstige dingliche Rechte gefährdet

werden könnten. Als Nachbarn gelten nicht Personen, die sich vorübergehend in der Nähe der Betriebsanlage

aufhalten und nicht im Sinne des vorherigen Satzes dinglich berechtigt sind. Als Nachbarn gelten jedoch die Inhaber

von Einrichtungen, in denen sich, wie etwa in Beherbergungsbetrieben, Krankenanstalten und Heimen, regelmäßig

Personen vorübergehend aufhalten, hinsichtlich des Schutzes dieser Personen, und die Erhalter von Schulen

hinsichtlich des Schutzes der Schüler, der Lehrer und der sonst in Schulen ständig beschäftigten Personen.

…

§ 77.Paragraph 77,

(1) Die Betriebsanlage ist zu genehmigen, wenn nach dem Stand der Technik (§ 71a) und dem Stand der medizinischen

und der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften zu erwarten ist, dass überhaupt oder bei Einhaltung der

erforderlichenfalls vorzuschreibenden bestimmten geeigneten AuPagen die nach den Umständen des Einzelfalles

voraussehbaren Gefährdungen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 1 vermieden und Belästigungen, Beeinträchtigungen oder

nachteilige Einwirkungen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 2 bis 5 auf ein zumutbares Maß beschränkt werden. Die nach dem

ersten Satz vorzuschreibenden AuPagen haben erforderlichenfalls auch Maßnahmen für den Fall der Unterbrechung

des Betriebes und der AuPassung der Anlage zu umfassen; die Behörde kann weiters zulassen, dass bestimmte

AuPagen erst ab einem dem Zeitaufwand der hiefür erforderlichen Maßnahmen entsprechend festzulegenden

Zeitpunkt nach Inbetriebnahme der Anlage oder von Teilen der Anlage eingehalten werden müssen, wenn dagegen

keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der im § 74 Abs. 2 umschriebenen Interessen bestehen.(1) Die

Betriebsanlage ist zu genehmigen, wenn nach dem Stand der Technik (Paragraph 71 a,) und dem Stand der

medizinischen und der sonst in Betracht kommenden Wissenschaften zu erwarten ist, dass überhaupt oder bei

Einhaltung der erforderlichenfalls vorzuschreibenden bestimmten geeigneten AuPagen die nach den Umständen des

Einzelfalles voraussehbaren Gefährdungen im Sinne des Paragraph 74, Absatz 2, ZiDer eins, vermieden und

Belästigungen, Beeinträchtigungen oder nachteilige Einwirkungen im Sinne des Paragraph 74, Absatz 2, ZiDer 2 bis 5

auf ein zumutbares Maß beschränkt werden. Die nach dem ersten Satz vorzuschreibenden AuPagen haben

erforderlichenfalls auch Maßnahmen für den Fall der Unterbrechung des Betriebes und der AuPassung der Anlage zu

umfassen; die Behörde kann weiters zulassen, dass bestimmte AuPagen erst ab einem dem Zeitaufwand der hiefür

erforderlichen Maßnahmen entsprechend festzulegenden Zeitpunkt nach Inbetriebnahme der Anlage oder von Teilen

der Anlage eingehalten werden müssen, wenn dagegen keine Bedenken vom Standpunkt des Schutzes der im

Paragraph 74, Absatz 2, umschriebenen Interessen bestehen.

(2) Ob Belästigungen der Nachbarn im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 2 zumutbar sind, ist danach zu beurteilen, wie sich die

durch die Betriebsanlage verursachten Änderungen der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse auf ein gesundes, normal

empSndendes Kind und auf einen gesunden, normal empSndenden Erwachsenen auswirken.(2) Ob Belästigungen der

Nachbarn im Sinne des Paragraph 74, Absatz 2, ZiDer 2, zumutbar sind, ist danach zu beurteilen, wie sich die durch die

Betriebsanlage verursachten Änderungen der tatsächlichen örtlichen Verhältnisse auf ein gesundes, normal

empfindendes Kind und auf einen gesunden, normal empfindenden Erwachsenen auswirken.

(…)

§ 81.Paragraph 81,

(1) Wenn es zur Wahrung der im § 74 Abs. 2 umschriebenen Interessen erforderlich ist, bedarf auch die Änderung einer

genehmigten Betriebsanlage einer Genehmigung im Sinne der vorstehenden Bestimmungen. Diese Genehmigung hat

auch die bereits genehmigte Anlage so weit zu umfassen, als es wegen der Änderung zur Wahrung der im § 74 Abs. 2

umschriebenen Interessen gegenüber der bereits genehmigten Anlage erforderlich ist.(1) Wenn es zur Wahrung der im

Paragraph 74, Absatz 2, umschriebenen Interessen erforderlich ist, bedarf auch die Änderung einer genehmigten

Betriebsanlage einer Genehmigung im Sinne der vorstehenden Bestimmungen. Diese Genehmigung hat auch die

bereits genehmigte Anlage so weit zu umfassen, als es wegen der Änderung zur Wahrung der im Paragraph 74, Absatz

2, umschriebenen Interessen gegenüber der bereits genehmigten Anlage erforderlich ist.



(2) Eine GenehmigungspPicht nach Abs. 1 ist jedenfalls in folgenden Fällen nicht gegeben:(2) Eine GenehmigungspPicht

nach Absatz eins, ist jedenfalls in folgenden Fällen nicht gegeben:

1.

bescheidmäßig zugelassene Änderungen gemäß § 79c Abs. 2,bescheidmäßig zugelassene Änderungen gemäß

Paragraph 79 c, Absatz 2,,

2.

Änderungen zur Einhaltung von anderen oder zusätzlichen Auflagen gemäß § 79 Abs. 1 oder § 79b,Änderungen zur

Einhaltung von anderen oder zusätzlichen Auflagen gemäß Paragraph 79, Absatz eins, oder Paragraph 79 b,,

3.

Änderungen zur Anpassung an Verordnungen auf Grund des § 82 Abs. 1,Änderungen zur Anpassung an Verordnungen

auf Grund des Paragraph 82, Absatz eins,,

4.

Bescheiden gemäß § 82 Abs. 3 oder 4 entsprechende Änderungen,Bescheiden gemäß Paragraph 82, Absatz 3, oder 4

entsprechende Änderungen,

5.

Ersatz von Maschinen, Geräten oder Ausstattungen durch gleichartige Maschinen, Geräte oder Ausstattungen;

Maschinen, Geräte oder Ausstattungen sind gleichartig, wenn ihr Verwendungszweck dem der in der Anlage

befindlichen Maschinen, Geräte oder Ausstattungen entspricht und die von ihnen zu erwartenden Auswirkungen von

den Auswirkungen der in der Anlage befindlichen Maschinen, Geräte oder Ausstattungen nicht so abweichen, dass der

Ersatz als genehmigungspflichtige Änderung gemäß Abs. 1 zu behandeln ist.Ersatz von Maschinen, Geräten oder

Ausstattungen durch gleichartige Maschinen, Geräte oder Ausstattungen; Maschinen, Geräte oder Ausstattungen sind

gleichartig, wenn ihr Verwendungszweck dem der in der Anlage befindlichen Maschinen, Geräte oder Ausstattungen

entspricht und die von ihnen zu erwartenden Auswirkungen von den Auswirkungen der in der Anlage befindlichen

Maschinen, Geräte oder Ausstattungen nicht so abweichen, dass der Ersatz als genehmigungspflichtige Änderung

gemäß Absatz eins, zu behandeln ist.

6.

Änderungen durch den Einsatz von Maschinen, Geräten oder Ausstattungen, die unter Verordnungen gemäß § 76

Abs. 1 fallen oder in Bescheiden gemäß § 76 Abs. 2 angeführt sind, sofern § 76 Abs. 3 nicht entgegensteht,Änderungen

durch den Einsatz von Maschinen, Geräten oder Ausstattungen, die unter Verordnungen gemäß Paragraph 76, Absatz

eins, fallen oder in Bescheiden gemäß Paragraph 76, Absatz 2, angeführt sind, sofern Paragraph 76, Absatz 3, nicht

entgegensteht,

7.

Änderungen, die das Emissionsverhalten der Anlage zu den Nachbarn nicht nachteilig beeinflussen und die auf Grund

der besonderen Situation des Einzelfalles erwarten lassen, dass überhaupt oder bei Einhaltung der erforderlichenfalls

vorzuschreibenden Auflagen Gefährdungen des Lebens oder der Gesundheit von Personen vermieden und

Beeinträchtigungen oder nachteilige Einwirkungen im Sinne des § 74 Abs. 2 Z 3 bis 5 auf ein zumutbares Maß

beschränkt werden,Änderungen, die das Emissionsverhalten der Anlage zu den Nachbarn nicht nachteilig beeinflussen

und die auf Grund der besonderen Situation des Einzelfalles erwarten lassen, dass überhaupt oder bei Einhaltung der

erforderlichenfalls vorzuschreibenden Auflagen Gefährdungen des Lebens oder der Gesundheit von Personen

vermieden und Beeinträchtigungen oder nachteilige Einwirkungen im Sinne des Paragraph 74, Absatz 2, Ziffer 3 bis 5

auf ein zumutbares Maß beschränkt werden,

8.

Sanierung gemäß § 12 des Luftreinhaltegesetzes für Kesselanlagen, BGBl. Nr. 380/1988,Sanierung gemäß Paragraph

12, des Luftreinhaltegesetzes für Kesselanlagen, Bundesgesetzblatt Nr. 380 aus 1988,,

9.

Änderungen, die das Emissionsverhalten der Anlage nicht nachteilig beeinflussen,

10.

Fortschreibung des Abfallwirtschaftskonzeptes (§ 353 Z 1 lit. c),Fortschreibung des Abfallwirtschaftskonzeptes

(Paragraph 353, Ziffer eins, Litera c,),

11.

Änderungen von vorübergehender, vier Wochen nicht überschreitender Dauer, die keine Gefährdung des Lebens oder

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1988_380_0/1988_380_0.pdf


der Gesundheit von Personen bewirken und aus Anlass von Ereignissen oder Veranstaltungen, die in kulturellem oder

sportlichem Interesse überregional breiter Kreise der Bevölkerung stattfinden, vorgenommen werden.

(…)“

§ 353.Paragraph 353,

Dem Ansuchen um Genehmigung einer Betriebsanlage sind folgende Unterlagen anzuschließen:

         1.       in vierfacher Ausfertigung

         a)       eine Betriebsbeschreibung einschließlich eines Verzeichnisses der Maschinen und sonstigen

Betriebseinrichtungen,

         b)       die erforderlichen Pläne und Skizzen,

         (c)      ein Abfallwirtschaftskonzept; dieses hat zu enthalten:

         1.       Angaben über die Branchen und den Zweck der Anlage,

         2.       eine verfahrensbezogene Darstellung des Betriebs,

         3.       eine abfallrelevante Darstellung des Betriebs,

         4.       organisatorische Vorkehrungen zur Einhaltung abfallwirtschaftlicher Rechtsvorschriften und

         5.       eine Abschätzung der zukünftigen Entwicklung.

         2.       in einfacher Ausfertigung

         a)       nicht unter Z 1 fallende für die Beurteilung des Projekts und der zu erwartenden Emissionen der Anlage im

Ermittlungsverfahren erforderliche technischen Unterlagen sowie a) nicht unter ZiDer eins, fallende für die Beurteilung

des Projekts und der zu erwartenden Emissionen der Anlage im Ermittlungsverfahren erforderliche technischen

Unterlagen sowie

         b)       sofern es sich nicht um ein Ansuchen betreDend die Genehmigung eines

GasPächenversorgungsleitungsnetzes oder eines Fernwärmeleitungsnetzes handelt, die sich aus dem zum Zeitpunkt

der Antragstellung aktuellen Grundbuchstand ergebenden Namen und Anschriften des Eigentümers des

Betriebsgrundstücks und der Eigentümer der an dieses Grundstück unmittelbar angrenzenden Grundstücke; wenn

diese Eigentümer Wohnungseigentümer im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes 2002 -WEG 2002, BGBl. I

Nr. 70/2002, in der jeweils geltenden Fasssung, sind, die Namen und Anschriften des jeweiligen Verwalters (§§ 19 D

WEG 2002) und b) sofern es sich nicht um ein Ansuchen betreDend die Genehmigung eines

GasPächenversorgungsleitungsnetzes oder eines Fernwärmeleitungsnetzes handelt, die sich aus dem zum Zeitpunkt

der Antragstellung aktuellen Grundbuchstand ergebenden Namen und Anschriften des Eigentümers des

Betriebsgrundstücks und der Eigentümer der an dieses Grundstück unmittelbar angrenzenden Grundstücke; wenn

diese Eigentümer Wohnungseigentümer im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes 2002 -WEG 2002,

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 70 aus 2002,, in der jeweils geltenden Fasssung, sind, die Namen und Anschriften des

jeweiligen Verwalters (Paragraphen 19, ff WEG 2002) und

         3.       in einfacher Ausfertigung die zur Beurteilung des Schutzes jener Interessen erforderlichen Unterlagen, die

die Behörde nach anderen Rechtsvorschriften im Verfahren zur Genehmigung der Betriebsanlage

mitzuberücksichtigen hat.“

Der Genehmigungswerber bestreitet selbst nicht, dass er zum Projekt „Mehlsilo“ keine weitergehenden Unterlagen

beigebracht hat. Die von ihm eingewendeten bau- bzw. raumordnungsrechtlichen Hindernisse sind für das

gewerbebehördliche Betriebsanlagengenehmigungsverfahren völlig ohne Relevanz. Hier wäre es seine Aufgabe

gewesen, unabhängig von bau- bzw. raumordnungsrechtlichen Problemen ein entsprechendes gewerberechtliches

Projekt einzureichen oder dieses Projekt (vorerst) hintanzustellen. Entgegen der AuDassung der Behörde erwies sich

jedoch das gegenständliche Gesamtprojekt insofern als teilbar, als das Gesamtprojekt in technischer Hinsicht vom

Projekt „Mehlsilo“ unabhängig ist, mithin auch ohne den Mehlsilo betrieben werden kann. Daher war spruchgemäß nur

dieser Teil des Gesamtprojektes mangels ausreichender Einreichunterlagen zurückzuweisen.

III.    Unzulässigkeit der ordentlichen Revisionrömisch drei. Unzulässigkeit der ordentlichen Revision

https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/2002_70_1/2002_70_1.pdf


Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Art 133 Abs 4 B-VG zu beurteilen war, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht

als uneinheitlich zu beurteilen. Die ordentliche Revision ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Artikel 133,

Absatz 4, B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche

Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Weiters ist die dazu vorliegende Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen.

Landesverwaltungsgericht Tirol

Dr. Franz Triendl

(Richter)

Schlagworte

Mangelnde Unterlagen waren nur für ein vom Gesamtprojekt trennbares Teilprojekt mangelhaft; Einschränkung der

Zurückweisung auf Teilprojekt.
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